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Das Lehrbuch vermittelt Studierenden aller
Ausbildungsstufen einen kompakten Überblick über das
Staatsorganisationsrecht. Die Neuauflage bringt das
Lehrbuch auf den Stand des Jahres 2022. Sie geht
ausführlich auf die Herausforderungen des
Verfassungsrechts in der Corona-Pandemie ein,
berücksichtigt neuere Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts, insbesondere zum
Klimaschutz, zu den Gesetzgebungskompetenzen sowie zu
den parlamentarischen Informationsrechten, und begleitet
die vielfältigen Entwicklungen im Wahlrecht. Am Ende des
Buches findet sich ein umfangreiches
Wiederholungskapitel, das mit Übersichten und Schemata
sowie einer Zusammenstellung möglicher
Prüfungsgegenstände aus dem Staatsorganisationsrecht
der Vorbereitung auf die Zwischenprüfung sowie die Erste
Juristische Staatsprüfung dienen soll.
 
Professor Dr. Stefan Korioth ist seit 2000 Inhaber des
Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Kirchenrecht an der
Ludwig-Maximilians-Universität München. Professor Dr.
Michael W. Müller ist seit 2022 Inhaber der Juniorprofessur
für Öffentliches Recht mit einem Schwerpunkt auf
Rechtsfragen der Digitalisierung an der Universität
Mannheim.



Vorwort

Es wäre eine Untertreibung zu sagen, dass es seit dem
Erscheinen der Vorauflage eine Reihe
staatsorganisationsrechtlicher Weiterentwicklungen
gegeben hätte. Die Corona-Pandemie hat nicht nur den
Grundrechtsschutz vor neue Herausforderungen gestellt
(dazu etwa BVerfG, Beschluss vom 19. November 2021 – 1
BvR 781/21 u.  a. – „Bundesnotbremse I“ und 1 BvR 971/21,
1069/21 – Schulschließungen als Mittel des
Infektionsschutzes – „Bundesnotbremse II“). Auch
Grundfragen der Staatsorganisation sind angesprochen, so
im Bereich des Gesetzesvorbehalts und überhaupt des
Verhältnisses von Legislative und Exekutive in
Krisensituationen. Weitere Bewegung ist in das Bund-
Länder-Verhältnis gekommen. Wie schon in den Jahren seit
2006 in der föderalen Finanzordnung zu beobachten, zeigt
jetzt auch die Corona-Krise eine deutliche
Gewichtsverschiebung zugunsten des Bundes und die
Etablierung neuer informeller entscheidungsvorbereitender
Gremien, wie den Runden zwischen
Ministerpräsidentinnen/Ministerpräsidenten und
Kanzlerin/Kanzler. Hinzu kommen eher formale Probleme
wie die Digitalisierung parlamentarischer Sitzungen.
 
Abgesehen davon gibt es eine Reihe neuerer
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, die Anlass
gegeben haben, die entsprechenden Abschnitte des
Lehrbuchs zu überarbeiten und teilweise neu zu fassen.
Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zum
Klimaschutz (BVerfG, Beschluss vom 24.3.2021 – 1 BvR
2656/18 u.  a., BVerfGE 157, 30), gibt der intertemporalen
Freiheitssicherung, aber auch der Staatszielbestimmung
des Art. 20a GG neue Dimensionen. Fortentwickelt wurden



die rechtsstaatlichen Anforderungen an rückwirkende
Gesetze und gesetzgeberische Verweisungen. Die
Entscheidung zum Berliner Mietendeckel (BVerfG,
Beschluss vom 25.3.2021 – 2 BvF 1/20 u.  a., BVerfGE 157,
223) enthält fast lehrbuchartige Darstellungen zur
Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund
und Ländern. Fast zum Dauerbrenner entwickeln sich
parlamentarische Informationsrechte gegenüber der
Regierung. Vielfältige neue Entwicklungen gibt es im
Wahlrecht. Schließlich zeigen neue Entscheidungen zur
hier in Grundzügen behandelten supra- und internationalen
Einbindung (PSPP mit Auswirkungen auf das Verhältnis
zwischen Europäischem Gerichtshof und
Bundesverfassungsgericht, Informationspflichten der
Bundesregierung im Zusammenhang von
Integrationsschritten) dass sich Verfassungsrecht
keineswegs mehr allein im nationalen Zusammenhang
bewegt.
 
Mit dieser Auflage kommt Prof. Dr. Michael Müller, der
bereits seit der zweiten Auflage durchgängig die
Hauptlasten der Neubearbeitungen getragen hat, zur
Freude des anderen Autors als Mitautor hinzu. Das sichert
dem Buch die nötige Kontinuität.
 
Unser Dank geht an Frau Aenne Wulferding, die bei der
Aktualisierung des Buchs umsichtig und kenntnisreich
mitgeholfen hat, sowie an Frau Joyce Marmonti, Frau
Gabriele Steiger, Herrn Markus Kern, Herrn Michael Rapp,
Frau Lisa-Marie Schmidt, Herrn Leopold Heckel, Frau
Ricarda Schwarzbart, Frau Talitha du Toit und Herrn Julian
Uhlenbusch (München) sowie Frau Tanja Seidl, Herrn Max
Hopp, Herrn Tom Ruppenthal und Frau Rosa Kuntz
(Mannheim) für ihre vielfältige Unterstützung.
 



Oldendorf/München/Mannheim, im Mai 2022
Stefan Korioth/Michael Müller
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D. Definitionen
Stichwortverzeichnis



Abkürzungsverzeichnis

   
A
A.A.; a.  A. anderer Ansicht
a.  a.  O. am angegebenen Ort
abgedr. abgedruckt
AbgG Abgeordnetengesetz
Abs. Absatz
a.  E. am Ende
a.  F. alte Fassung
AL Ad legendum (Zeitschrift)
Allg. Allgemein(e/er/es)
Anm. Anmerkung(en)
AöR Archiv des öffentlichen Rechts (Zeitschrift)
Art. Artikel
Aufl. Auflage
Az. Aktenzeichen
   
B
BAnz. Bundesanzeiger
BauGB Baugesetzbuch
BayVBl. Bayerische Verwaltungsblätter
Bd. Band
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGBl. Bundesgesetzblatt
BMinG Bundesministergesetz
BPWahlG Bundespräsidentenwahlgesetz
BRHG Gesetz über den Bundesrechnungshof
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Entscheidung(en) des

Bundesverfassungsgerichts



BVerfGG Bundesverfassungsgerichtsgesetz
BWahlG Bundeswahlgesetz
BWahlO Bundeswahlordnung
   
D
DB Der Betrieb (Zeitschrift)
d.  h. das heißt
Dok. Dokument(e)
DÖV Die Öffentliche Verwaltung (Zeitschrift)
DRiG Deutsches Richtergesetz
DRiZ Deutsche Richterzeitung
DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt (Zeitschrift)
   
E
EAG Europäische Atomgemeinschaft
EG Europäische Gemeinschaft(en)
EGKS Europäische Gemeinschaft für Kohle und

Stahl
Einl. Einleitung
EMRK Konvention zum Schutze der

Menschenrechte und Grundfreiheiten
EStG Einkommensteuergesetz
etc. et cetera
EU Europäische Union
EuGH Europäischer Gerichtshof
EuGrZ Europäische Grundrechte-Zeitschrift
EuZW Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
EvStL Evangelisches Staatslexikon
   
F
f., ff. folgend, folgende
Fn. Fußnote
FS Festschrift



   
G
GASP Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik
gem. gemäß
GG Grundgesetz
ggf. gegebenenfalls
GOBR Geschäftsordnung des Bundesrats
GOBReg Geschäftsordnung der Bundesregierung
GOBT Geschäftsordnung des Bundestags
GOVermA Geschäftsordnung Vermittlungsausschuss
   
H
HStR Handbuch des Staatsrechts
HVerfR Handbuch des Verfassungsrechts

(Benda/Maihofer/Vogel)
HessStGH Hessischer Staatsgerichtshof
h.  M. herrschende(r) Meinung
hrsg. herausgegeben
Hrsg. Herausgeber
   
I
i.  e.  S. im engen Sinne
IGH Internationaler Gerichtshof
insbes. insbesondere
i.  S.  d. im Sinne der/des
i.  V.  m. in Verbindung mit
   
J
JA Juristische Arbeitsblätter (Zeitschrift)
JBl. Juristische Blätter (Zeitschrift)
JöR Jahrbuch des öffentlichen Rechts der

Gegenwart (Zeitschrift)
Jura Jura (Zeitschrift)



JuS Juristische Schulung (Zeitschrift)
JZ Juristenzeitung
   
K
KJ Kritische Justiz (Zeitschrift)
   
L
lit. littera (Buchstabe)
   
M
m.  w.  N. mit weiteren Nachweisen
   
N
NdsVBl. Niedersächsische Verwaltungsblätter

(Zeitschrift)
n.  F. neue Fassung
NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
NordÖR Zeitschrift für Öffentliches Recht in

Norddeutschland
Nr. Nummer
NSDAP Nationalsozialistische deutsche

Arbeiterpartei
NuR Natur und Recht (Zeitschrift)
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NWVBl. Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter

(Zeitschrift)
   
P
Parl.Rat Parlamentarischer Rat
ParlStG Gesetz über die Rechtsverhältnisse der

Parlamentarischen Staatssekretäre
PartG Parteiengesetz
PJZS Polizeiliche und Justizielle Zusammenarbeit



in Strafsachen
Prot. Protokoll
PUAG Parlamentarisches

Untersuchungsausschussgesetz
   
R
RGBl. Reichsgesetzblatt
Rn. Randnummer
RuStAG Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz
   
S
S. Seite
s. siehe
SächsVBl. Sächsische Verwaltungsblätter
SGG Sozialgerichtsgesetz
Slg. Sammlung
sog. so genannt(e/er/es)
Sp. Spalte
StGB Strafgesetzbuch
str. streitig
STWG Stabilitäts- und Wachstumsgesetz
SÜR Seerechtübereinkommen
   
T
ThürVBl. Thüringer Verwaltungsblätter
   
U
u. und
u.  a. und andere, unter anderem
usw. und so weiter
   
V
v. von/vom


